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Nutzung von KI durch öffentlich 
bestellte und vereidigte  
Sachverständige 
Künstliche Intelligenz (KI) kann Sachverständige bei ihrer Arbeit unterstützen z. B. bei 
der Erstellung von Dokumenten und der Zusammenfassung von Informationen. Gleich-
zeitig wirft ihr Einsatz rechtliche und fachliche Fragen auf. Dieser Leitfaden soll den 
öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen der AKNW einen Überblick über 
wesentliche Aspekte geben, die bei der Nutzung von KI zu beachten sind. Dabei wird 
zwischen gerichtlichen Gutachten und außergerichtlichen Gutachten sowie sonstigen 
Leistungen unterschieden. 

Angesichts der fortlaufenden technischen Entwicklung und der bislang begrenzten 
Rechtsprechung zu diesem Thema sind diese Hinweise nicht abschließend. Eine Haf-
tung kann nicht übernommen werden.

I.	 Künstliche Intelligenz 

1.	 Ein „KI-System“ ist nach der Verordnung (EU) 2024/1689 zur Festlegung har-
monisierter Vorschriften für künstliche Intelligenz vom 13. Juni 2024 (KI-VO) 
ein maschinengestütztes System, das für den Betrieb mit unterschiedlichem 
Autonomiegrad ausgelegt ist, das nach dem Einsatz Anpassungsfähigkeit auf-
weisen kann und das für ausdrückliche oder implizierte Ziele aus den erhal-
tenen Eingaben Vorhersagen, Inhalte, Empfehlungen oder Entscheidungen 
generiert, die physische oder virtuelle Umgebungen beeinflussen können. 

2.	 Generative KI als besondere Form der KI ist dadurch gekennzeichnet, dass sie aus 
einer Sammlung von Trainingsmaterial neue Inhalte erzeugen kann, die zuvor nicht 
existierten, und die denen ähneln, welche von Menschen erstellt werden können. 

3.	 KI umfasst für die Zwecke dieses Leitfadens keine Technologien oder Funktionen, 
die 
•	 lediglich Rechtschreibung oder Grammatik korrigieren, Textvorschläge bereit-

stellen, bei der Formatierung helfen, bei der Verbesserung der Textqualität 
oder der Übersetzung unterstützen und ansonsten keine wesentlichen Inhalte 
generieren; 

•	 Versionen in Originalquellendokumenten generieren.Auch bei diesen Funktio-
nen sind jedoch insbesondere die datenschutzrechtlichen Vorgaben zu beach-
ten. 
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II.	 Rechtlicher Rahmen

1.	 Nach § 9 der Sachverständigenordnung der AKNW (SVO) haben öffentlich bestellte 
und vereidigte Sachverständige die von ihnen angeforderten (gerichtlichen sowie 
außergerichtlichen) Leistungen persönlich zu erbringen. Bei der Erstellung gericht-
licher Gutachten folgt dies zusätzlich aus § 407a Abs. 1 ZPO; die Übertragung des 
Gutachtenauftrags auf einen anderen wird nach § 407a Abs. 3 S. 1 ZPO untersagt.  

2.	 Zudem ist die Schweigepflicht nach § 15 SVO stets zu beachten.  

3.	 Als Verwender von KI sind Sie für die Einhaltung des Urheberrechts, die Einhal-
tung der Vorgaben der DSGVO sowie die Einhaltung der Vorgaben der KI-VO 
verantwortlich. Seit dem 02.08.2026 gehören hierzu auch die Kennzeichnungs-
pflichten für KI-Inhalte nach Artikel 50 KI-VO.

III.	 Hinweise zur Nutzung von KI 

Bei der Anfertigung von gerichtlichen Gutachten

Aus der Verpflichtung, Ihre Aufträge persönlich zu erledigen, ergeben sich für den Ein-
satz von KI zur Anfertigung gerichtlicher Gutachten insbesondere folgende Vorgaben:

•	 Es ist es Ihnen nicht gestattet, wesentliche Teile des Gutachtens durch ein KI-
System anfertigen zu lassen.

•	 Sie dürfen KI nur zur Vorbereitung Ihrer Leistung anwenden (§ 9 Abs. 2 SVO). 
•	 Die von einer KI erzeugten Ergebnisse sind auf deren Richtigkeit zu kontrollieren 

und dürfen auch nur insoweit Verwendung finden, wie Ihre besondere Sachkunde 
eine vollständige Überprüfung ermöglicht.

•	 In Anlehnung an § 407a Abs. 3 S. 2 ZPO sowie 9 Abs. 2 SVO, wonach der Einsatz 
von bedeutenden Hilfskräften offenzulegen ist, ist im Gutachten (z.B. im Anhang) 
die Nutzung von KI anzugeben. 

Die Offenbarungs- und Erläuterungspflicht umfasst: 
•	 die genaue Bezeichnung des verwendeten KI-Systems, z.B. Version und Modell;
•	 den genauen Einsatzbereich der KI;
•	 die Beschreibung der Art und Weise wie das KI-System genutzt wurde (z.B. alle 

eingegebenen Informationen und Prompts) und welche Ergebnisse vom Sachver-
ständigen wie verarbeitet wurden;

•	 die Begründung, warum die Verwendung der Ergebnisse angemessen und rele-
vant ist. Hierzu gehört es auch, die Aussagekraft der durch die KI erzeugten Er-
gebnisse kritisch einzuordnen.

Sie müssen insb. KI-Systeme verwenden, die die Vertraulichkeit der verwendeten Daten 
sicherstellt oder auf die Verwendung von vertraulichen Daten in KI-Systemen verzichten. 
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Bei außergerichtlichen Leistungen 
 
Für außergerichtliche Gutachten und sonstige Leistungen gelten die unter Ziffer 1. dar-
gestellten Grundsätze grundsätzlich entsprechend. Insbesondere verbleibt die fachliche 
Verantwortung für das Gutachten stets beim Sachverständigen. Die Nutzung von KI ent-
bindet nicht von der Pflicht, die Ergebnisse auf deren Richtigkeit zu prüfen und zu ver-
antworten. 

Abweichend von den Anforderungen an gerichtliche Gutachten darf die KI in Anlehnung 
an § 9 Abs. 3 SVO aber auch über Vorbereitungsarbeiten hinaus eingesetzt werden. Sie 
müssen dafür jedoch die Zustimmung Ihrer Auftraggeberin oder Ihres Auftraggebers zur 
Nutzung von KI einholen.

IV.	 Folgen bei einem pflichtwidrigen Einsatz von KI für gerichtliche 
Gutachten

Beachten Sie, dass ein Verstoß gegen die Pflicht, gerichtliche Gutachten persönlich zu 
erstellen (§ 407a Abs. 1 und 3 ZPO), gerichtliche Sanktionen nach sich ziehen kann. 
Das Gericht kann Ihre Vergütung nach § 8a Abs. 2 S. 1 Nr. 1 JVEG insbesondere bereits 
dann kürzen, wenn Sie die Offenbarungs- und Erläuterungspflichten schuldhaft nicht 
eingehalten haben. Dies gilt auch, wenn und soweit das Gericht das Gutachten wegen 
der Verwendung eines KI-Systems als grundlegend mangelhaft ansieht (§ 8a Abs. 2 S. 
1 Nr. 2 JVEG).

V.	 Quellen

•	 Praxisleitfaden Sachverständigenleistungen und KI von EuroExpert, veröffentlicht 
in IfS-Informationen 3/2025

•	 LG Darmstadt Beschluss vom 10.11.2025 – 19 O 527/16 (nicht rechtskräftig) 
•	 LG Frankfurt a. M. Beschluss vom 25.09.2025 – 2-13 S 56/24 
•	 	AG Köln Beschluss vom 02.07.2025 – 312 F 130/25 

Weitere Informationen erteilt Ihnen gerne die 

Architektenkammer Nordrhein-Westfalen
Zollhof 1

40221 Düsseldorf
Tel: (0211) 49 67 - 0

E-Mail: info@aknw.de
Internet: www.aknw.de


